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Stephan Brandner: Mannheim ist kein Einzelfall!

Zur Messerattacke in Mannheim und zu den
veröffentlichten Zahlen zur Messerkriminalität in
Deutschland teilt der stellvertretende AfD-
Bundesprecher Stephan Brandner mit:

„Die Messerattacke in Mannheim, bei der ein 2014 nach
Deutschland eingewanderter Afghane einen Polizisten
tötete und den Islamkritiker Michael Stürzenberger
sowie weitere Menschen zum Teil schwer verletzte,
mag medial für großes Aufsehen gesorgt haben. Doch
diese Tat ist nicht das, was die Medien aus ihr machen:
Sie ist kein ‚Einzelfall’. Aktuellen Medienberichten
nach wurden allein im vergangenen Jahr 13.844
Menschen Opfer sogenannter Messerkriminalität.

Unser Einzelfallticker zeigt ein erschreckendes
Gesamtbild: Ob sexuelle Übergriffe, Messerterror oder
sonstige Gewalttaten – Bürger in ganz Deutschland
leiden immens unter der 2015 von der CDU initiierten
und seit 2021 von der Ampel fortgeführten
Migrationspolitik – und das insbesondere in den CDU-
geführten Ländern. Nur die AfD ist bereit dazu, eine
echte Asylwende herbeizuführen!“
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Stephan Brandner in den Medien
"Die Zahlen der Bundesregierung sind erschreckend:
jeden Tag finden in Deutschland mehr als zwei
Gruppenvergewaltigungen statt - und das sind lediglich
die angezeigten. Die Dunkelziffer dürfte noch deutlich
darüber liegen. Fast Dreiviertel der Täter sind bereits
zuvor in Erscheinung getreten, über die Hälfte der
Täter Ausländer. Dies zeigt ein völliges Versagen von
Justiz und Politik. Die traumatischen Erfahrungen der
inzwischen tausenden Opfer, die Leidtragende einer
desaströsen Einwanderungspolitik geworden sind,
werden diese ein ganzes Leben begleiten. Es ist nun an
der Zeit, endlich Konsequenzen zu ziehen: jeder
einzelne Fall muss Anlass geben, die Sicherung der
Grenzen und die zügige Rückführung illegaler
Migranten voranzutreiben. Es steht außer Frage, dass
eine scharfe Bestrafung der Täter notwendig ist, die
auch abschreckende Wirkung zeigen muss.
Gruppenvergewaltigungen dürfen in Deutschland nicht
länger trauriger Alltag sein."

Zum Bericht:https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2024/gruppenvergewaltigungen-es-geht-inzwischen-
um-tausende-opfer/ 
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/KUDECYRawG8?si=daNz7ZdzN5jZKQff
https://youtu.be/usNErt5YbUQ?si=3SNERStY_-ZB66PC
https://youtu.be/YT5Kp0F_dSo?si=w16lJhii_rGZIpkf
https://youtu.be/OZKcwOjujtI?si=CPRLkHWIPcsiSMKr


Die Plenarwoche in Berlin
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Abschiedsabend unseres IPS-Stipendiaten
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Infostand in Gera
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Rückblick auf die Plenarwoche
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Befragung der Bundesregierung

Stephan Brandner wollte am Mittwoch bei der Befragung vonWolfgang Schmidt, Chef des
Bundeskanzleramtes, wissen:„Ich habe eine Frage an den Kanzleramtsminister zum
Innenleben der Koalition. Sie sind ja der ständige Begleiter des Kanzlers und wahrscheinlich
auch derjenige, der am besten mitbekommt, was der Kanzler so macht oder lässt oder politisch
treibt. Jetzt hat in der vergangenen Woche eine führende Politikerin des Koalitionspartners
FDP, Frau Marie-Agnes Strack-Zimmermann, den Bundeskanzler als „Rechthaber“, der
„geradezu autistische Züge“ habe, bezeichnet. Das ist starker Tobak. Wir alle sind partielle
Amnesien des Bundeskanzlers gewohnt, Stichworte „Cum-ex“ oder „Warburg“. Aber
autistische Züge, das ist schon ein Hammer. Frau Strack-Zimmermann hat sich dann
entschuldigt für diese Wortwahl - aber nicht beim Bundeskanzler, sondern bei den
autistischen Menschen in Deutschland. Deshalb meine Frage an Sie als ständiger Begleiter des
Bundeskanzlers: Teilen Sie die Einschätzung von Frau Marie-Agnes Strack-Zimmermann, dass
der Bundeskanzler autistische Züge hat, ja oder nein?.“
Wolfgang Schmidt antwortete lediglich: „Es steht mir nicht zu, Äußerungen von frei
gewählten Abgeordneten zu kommentieren.“
 
AfD-Forderung nach Abschaffung des Solidaritätszuschlags zurückgewiesen

Der Bundestag hat am Mittwoch die Forderung der AfD-Fraktion nach Abschaffung des
Solidaritätszuschlags zurückgewiesen. Gegen die Annahme eines entsprechenden Antrags mit
dem Titel „Abschaffung des Solidaritätszuschlags – Erster Schritt einer umfänglichen
Steuerreform zur Entlastung des Mittelstands, von Unternehmen sowie Arbeitnehmern“
stimmten auf Grundlage einer Beschlussempfehlung des Finanzausschusses in namentlicher
Abstimmung 537 Abgeordnete, 62 Parlamentarier votierten für die Annahme der Vorlage.
 
Der Solidaritätszuschlag sei eine zeitlich unbefristet erhobene Ergänzungsabgabe zur
Einkommen- und Körperschaftsteuer nach Artikel 106 Absatz 1 Nummer 6 Grundgesetz, heißt
es in dem Antrag. Er sei im Jahr 1995 eingeführt worden, um den Bund bei der Finanzierung
des „Aufbaus Ost“ zu unterstützen. Seit dem Auslaufen des Solidarpaktes II zum 31. Dezember
2019 fehle dem Solidaritätszuschlag eine verfassungsrechtliche Legitimation, weshalb er
abzuschaffen sei. Aus Sicht der AfD-Fraktion stellt es keine verfassungsrechtlich zulässige
Übergangsregelung dar, „dass der Solidaritätszuschlag zum 1. Januar 2020 nur für die
Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen entfallen ist, im Übrigen aber weiter erhoben
wird“.฀
 
 

Mittwoch 5. Juni 



Rückblick auf die Plenarwoche

8

Bundestag lehnt Antrag zur Bekämpfung des politischen Islams ab

Die CDU/CSU-Fraktion ist im Bundestag mit einem Antrag zur Bekämpfung des politischen
Islams „als Gefahr für unsere freiheitliche Demokratie“ gescheitert. In namentlicher
Abstimmung votierten am Donnerstag, 6. Juni 2024, 406 Abgeordnete für die Ablehnung der
Vorlage. 241 stimmten gegen die Ablehnung; daneben gab es eine Enthaltung. Bereits am
Vortag hatte ihn der Ausschuss für Inneres und Heimat mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP sowie der Gruppe Die Linke
bei Enthaltung der Gruppe BSW abgelehnt, während neben der Unionsfraktion auch die AfD-
Fraktion für die Vorlage votiert hatte. In dem Antrag forderte die Unionsfraktion, dass sich
künftig strafbar macht, wer – etwa durch die Forderung eines islamistischen Gottesstaates –
öffentlich zur Abschaffung der freiheitlich demokratischen Grundordnung aufruft. Auch sah
der Antrag vor, dass die betreffende Person in einem solchen Fall die deutsche
Staatsangehörigkeit verliert, sofern sie noch eine weitere Staatsangehörigkeit besitzt. 
Dr. Gottfried Curio (AfD) betonte, der politische Islam müsse gestoppt werden. „Importierte
Gewalt lässt sich nicht kleinteilig wegmoderieren oder integrieren, aber man kann aufhören,
sie zu importieren“, fügte er hinzu. An den Grenzen sei aber eine „politisch gewollte
Kontrollverweigerung“ zu erleben. Benötigt werde nicht eine „immer weitere
Symptombekämpfung, sondern endlich die Asylwende“. Seit 2015 seien schon zu viele
Islamisten eingewandert, die nichts vom hiesigen Staat hielten. Die „Migrationsfanatiker“
wollten aber „Deutschland zum Siedlungsgebiet für Ausländer aus aller Welt machen“. Wer
jährlich Hunderttausende ins Land hole, von denen „99 Prozent keine Verbrecher sind, holt
mit dem letzten Prozent eben doch Tausende kriminelle Islamisten wie diesen Attentäter“.  
 
Gesetz zur Fortentwicklung des Völkerstrafrechts beschlossen

Der Bundestag hat am Donnerstag den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Fortentwicklung des Völkerstrafrechts bei Enthaltung der AfD-Fraktion angenommen.
Stephan Brandner sagte in seiner Rede im Plenum des Bundestags unter anderem dazu: „Das
ist ein klassischer Fall von „Vielleicht gut gedacht, aber auf jeden Fall schlecht gemacht“. Ich
habe drei Kritikpunkte neben der Tatsache, dass Sie dieses ernste Anliegen dadurch entwerten,
lächerlichen Genderunsinn reinzuschreiben, wie zum Beispiel die Formulierung von
„geschwängerten Personen“, wobei jeder weiß, dass nur Frauen schwanger werden können.
Auch da sind Sie also auf ideologischen Abwegen. Der erste Punkt ist, dass in Deutschland
intern aufgeräumt werden sollte, bevor wir uns weiter als Weltpolizist aufspielen. Also: Erst
mal im Innern für Ordnung sorgen! Dann kann man gucken, was man im Ausland ahnden
kann. Fakt ist auch, dass das Weisungsrecht des Justizministers im Völkerstrafrecht eine
wesentliche Rolle spielt. Auch da trauen Sie sich nicht ran. Das ist ein Problem, das die AfD
immer wieder, unterstützt übrigens vom Deutschen Richterbund, thematisiert.“฀

Donnerstag 6. Juni
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Fraktionen streiten über künftigen Kurs in der Europapolitik

Die Europawahl am gestrigen Sonntag war am Freitag Thema einer Vereinbarten Debatte zur
Europapolitik im Bundestag. Zwei Tage, bevor in Deutschland rund 64,9 Millionen Menschen
ein neues EU-Parlament mitwählten, ging es vor allem um die Themen und großen Baustellen
der Europäischen Union, die die kommende Legislaturperiode prägen werden: um
Verteidigung, die Fragen nach einer EU-Erweiterung sowie die Wirtschaftspolitik und um die
neue EU-Führung.
Tino Chrupalla kritisierte, dass auf EU-Ebene alle wichtigen Verträge nicht eingehalten
würden – weder der Vertrag von Maastricht noch der von Lissabon: „Damit verliert die EU an
Glaubwürdigkeit.“ Er bezeichnete die EU als „dysfunktional“ und forderte eine Änderung. Ihm
schwebe ein Europa von „Wladiwostok bis Lissabon vor“, mit einem „gemeinsamen
Wirtschaftsraum“ und „Frieden“ und „freiem Handel“. Dazu seien „gute Beziehungen zu allen
Ländern auf dem Kontinent Europa“ notwendig. Deutsche Waffen dürften „nie wieder auf
Russland gerichtet sein“.
 
Zurückweisungen von Drittstaatenangehörigen erörtert

Der Bundestag hat am Freitag auch erstmals einen Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel
„Zurückweisungen von Drittstaatenangehörigen an den Außengrenzen der Bundesrepublik
Deutschland entsprechend den bilateralen Rücknahmeabkommen mit den Nachbarstaaten“
beraten. Im Anschluss an die Aussprache wurde die Vorlage zur weiteren Beratung an den
federführenden Ausschuss für Inneres und Heimat überwiesen.
 
Die AfD-Fraktion plädiert in ihrem Antrag dafür, „jeden, auch wenn er kundtut, ,Asyl'
beantragen zu wollen, zurückzuweisen, wenn er unberechtigterweise aus einem sicheren
Transitland einreisen will“. Zugleich fordert sie die Bundesregierung auf, die Bundespolizei
anzuweisen, bestimmte Rückübernahmeabkommen mit den Benelux-Ländern, Dänemark,
Frankreich, Österreich, der Schweiz und Tschechien sowie ein multilaterales
Rückübernahmeabkommen zwischen Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg,
Niederlande und Polen und ein „bilaterales Abkommen zur Durchführung multilateraler
Rückübernahmeabkommen Polen“ anzuwenden. Auch setzt sich die Fraktion dafür ein, „die
Bundesgrenze sofort kontrollierbar zu machen, gegebenenfalls auch durch die Errichtung von
Grenzzäunen“. Des Weiteren soll die Bundesregierung nach dem Willen der Abgeordneten die
Verfahrensdauer der Bearbeitung unzulässiger und offensichtlich unbegründeter Asylanträge
einschließlich der anschließenden Beschreitung des Rechtswegs drastisch verkürzen. Zudem
wird die Regierung aufgefordert, „die Praxis des generellen Verbleibs abgelehnter
Asylbewerber in Deutschland zu beenden und entgegenstehende rechtliche Regelungen auf
nationaler wie internationaler Ebene entsprechend anzupassen“. Darüber hinaus fordert die
Fraktion unter anderem, die „wichtigsten Anreize für die illegale Einwanderung nach
Deutschland“ zu beseitigen.

Freitag 7. Juni



Wahlnachlese
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Kommende Termine
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Wieder da: Auf Vorbestellung - BRANDNERHONIG
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Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


